Stand: 11/2022


	§ 27 AktO mit Listen 5, 5a aktuell (Fassung NRW)
	AktO 2023

	§ 27 Erbrechtsangelegenheiten; Verfügungen von Todes wegen
	§ 34 Verfügungen von Todes wegen
§ 35 Nachlass- und Teilungssachen

	(1) Erbrechtsangelegenheiten werden nach Maßgabe der Liste 5 erfasst.
	§ 34 (1) 1Unter dem Registerzeichen „IV“ sind zu registrieren:
1.	die bei Gericht eingehenden Testamente und Erbverträge (Verfügungen von Todes wegen) sowie sonstige erbfolgerelevanten Urkunden,
2.	die beim Nachlassgericht eingehenden Sterbefallmitteilungen nach § 78e Satz 3 Nummer 1 BNotO, soweit es sich nicht um Negativmitteilungen handelt; diese sind nach § 11 zu registrieren.
2Verfügungen von Todes wegen oder sonstige erbfolgerelevante Urkunden und die jeweils zugehörigen Sterbefallmitteilungen nach § 78e Satz 3 Nummer 1 BNotO sind nur einmal zu registrieren. 
§ 35 (1) 1Unter dem Registerzeichen „VI“ sind zu registrieren
1.	Nachlasssachen nach § 342 Absatz 1 Nummer 2, 4 bis 9 FamFG,
2 	Teilungssachen nach § 342 Absatz 2 Nummer 2 FamFG.
2Ist für einen Erblasser bereits ein Verfahren unter dem Registerzeichen „VI“ registriert, sind weitere Nachlass- und Teilungssachen nicht erneut zu registrieren.3Unter dem Registerzeichen „IV“ registrierte Verfahren, die denselben Erblasser betreffen, sind beizuziehen.

	(2) 1Über mehrere von derselben Person errichtete Verfügungen von Todes wegen (Testamente, Erbverträge) wird nur eine Akte geführt, zu der alle Urkunden und Schriften über Errichtung, Verwahrung, Rückgabe oder Eröffnung der Verfügungen zu nehmen sind; das Aktenzeichen wird mit der jeweils neuesten Erfassungsnummer gebildet.
	§ 34 (2) 1Für alle jeweils von derselben Person allein oder von denselben Personen gemeinschaftlich errichteten Verfügungen von Todes wegen und weiteren Dokumente über Errichtung, Verwahrung, Rückgabe oder Eröffnung ist ein Verbund der Akten sicherzustellen. 2In Papierakten werden diese in einer Akte geführt. 3Als Geschäftsnummer dient das Aktenzeichen der zuletzt eingegangenen Verfügung von Todes wegen.

	2Die Geschäftsstelle hat beim Eingang einer Verfügung von Todes wegen anhand der erfassten Personendaten zu prüfen, ob bereits Akten vorhanden sind, die sich auf die Verfügende oder den Verfügenden beziehen.
	§ 35 (1) 2Ist für einen Erblasser bereits ein Verfahren unter dem Registerzeichen „VI“ registriert, sind weitere Nachlass- und Teilungssachen nicht erneut zu registrieren. 3Unter dem Registerzeichen „IV“ registrierte Verfahren, die denselben Erblasser betreffen, sind beizuziehen.

	(3) 1Bei eigenhändigen Testamenten, deren besondere amtliche Verwahrung von der Erblasserin oder dem Erblasser verlangt wird, ist nach der AV über die Benachrichtigung in Nachlasssachen zu verfahren.
	Verweis auf die Bestimmungen über die Benachrichtigung in Nachlasssachen nicht mehr erforderlich 

	2Der nach dieser AV zu verwendende Umschlag ist mit dem Prägesiegel oder dem Dienstsiegel zu verschließen.
	Soweit die Landesbestimmungen über die Benachrichtigung in Nachlasssachen keine Regelung enthalten, sind sie anzupassen.

	(4) 1Die zur besonderen amtlichen Verwahrung zu bringenden Testamente und Erbverträge sind nach Maßgabe der Liste 5a zu erfassen.
	§ 34 (6) Im Register sind folgende Angaben zu vermerken: …

	2Die Nummer der Erfassung ist auf dem Umschlag der Verfügung von Todes wegen oben rechts zu vermerken.
	§ 34 (3) 1Auf dem nach den Bestimmungen über die Benachrichtigungen in Nachlasssachen vorgesehenen Umschlag der Verfügung von Todes wegen ist die ZTR-Verwahrnummer zu vermerken.

	3Die Bestimmungen der AV über die Benachrichtigung in Nachlasssachen sind zu beachten.
	Verweis entbehrlich

	4Die Verfügungen von Todes wegen sind unter dem gemeinschaftlichen Verschluss der beiden Verwahrungsbeamtinnen oder Verwahrungsbeamten an einem feuersicheren Ort in der Nummernfolge der Erfassung aufzubewahren.
	§ 34 (3) 2Die besondere amtliche Verwahrung nach § 346 FamFG hat an einem feuersicheren Ort in der Reihenfolge der ZTR-Verwahrnummern zu erfolgen.
Die Sortierung nach Absatz 3 Satz 2 gilt verbindlich für alle ab 1. Januar 2023 neu oder wieder zu verwahrenden Verfügungen von Todes wegen. Die bis zum 31. Dezember 2022 bereits verwahrten Verfügungen von Todes wegen können nach der bis dahin gültigen Verwahrnummer sortiert bleiben.

	5Befinden sich Erbverträge oder gemeinschaftliche Testamente in der besonderen amtlichen Verwahrung, so sind sie nach der Eröffnung bei dem Tode des ersten der Vertragsschließenden oder Verfügenden in die besondere amtliche Verwahrung zurückzubringen; dies gilt nicht, wenn der Erbvertrag oder das Testament nur Anordnungen enthält, die sich auf den Erbfall beziehen, der mit dem Tode der bzw. des Erstverstorbenen eintritt, z. B. wenn der Erbvertrag oder das Testament sich auf die Erklärung beschränkt, dass Ehegatten sich gegenseitig zu Erben einsetzen (vgl. § 349 Abs. 2 Satz 2, Abs. 3 FamFG).
	§ 349 Absatz 2 Satz 2, Absatz 3 FamFG, § 2300 BGB

	(5) 1Die Annahme einer Verfügung von Todes wegen ist in der Akte zu dokumentieren und von den Verwahrungsbeamtinnen bzw. Verwahrungsbeamten unterschriftlich zu bestätigen.
	§ 34 (3) 3Dies ist durch die Verwahrungsbeamten auf der Annahmeanordnung unterschriftlich zu bestätigen.

	2Die Herausgabeverfügung, in der die Nummer der Erfassung der Verwahrungsdaten anzugeben ist, kann in Urschrift vorgelegt werden, wenn die Geschäfte demjenigen übertragen sind, dem die Bearbeitung der Verfügung von Todes wegen obliegt; in diesem Falle ist der Empfang bei den Verwahrungsdaten unter „Bemerkungen“ zu erfassen.
	§ 34 (4) 1Die Herausgabe nach § 346 Absatz 1 FamFG ist durch die Verwahrungsbeamten zu dokumentieren und auf der Herausgabeanordnung unterschriftlich zu bestätigen. 2Auf der Herausgabeanordnung ist die ZTR-Verwahrnummer zu vermerken.

	3Im Übrigen ist die Herausgabeverfügung in Ausfertigung vorzulegen; die so vorgelegten Herausgabeverfügungen sind als Belege nach der Nummernfolge der Erfassung der Verwahrungsdaten aufzubewahren.
	

	(6) 1Über jede zur besonderen amtlichen Verwahrung gebrachte Verfügung von Todes wegen ist der Erblasserin oder dem Erblasser ein Hinterlegungsschein zu erteilen (§ 346 Abs. 3 FamFG, § 2258b Abs. 3, §§ 2277, 2300 BGB), der die unter Nr. 1 bis 4 der Liste 5a erfassten Verwahrungsdaten enthält; 
bei Nottestamenten soll der Hinterlegungsschein einen Hinweis über die Bestimmungen des § 2252 BGB enthalten.
	§ 34 (3) 4Der nach § 346 Absatz 3 FamFG zu erteilende Hinterlegungsschein hat folgende Angaben zu enthalten:
1.	Aktenzeichen,
2.	Bezeichnung des Notars mit Urkundsnummer oder des Amtsgerichts, das den Umschlag verschlossen hat,
3.	genaue Bezeichnung der Verfügung von Todes wegen:
a)	Art der Verfügung von Todes wegen, zum Beispiel (gemeinschaftliches) Testament oder Erbvertrag.
b)	Vor- und Familiennamen, Geburtsdaten und Geburtsnamen aller Verfügenden, 
c)	Datum der Errichtung.
4.	Datum der Annahme,
5.	ZTR-Verwahrnummer,
6.	Bemerkungen, zum Beispiel bei Nottestamenten Hinweis auf § 2252 BGB.


	2Der Hinterlegungsschein ist der Annahmeverfügung bei ihrer Rückleitung beizufügen und von der Geschäftsstelle der Erblasserin bzw. dem Erblasser oder, auf entsprechende Bitte, der Notarin oder dem Notar zuzuleiten, vor der oder dem die Verfügung von Todes wegen errichtet worden ist.
	§ 346 FamFG

	3Vor der Rückgabe einer Verfügung von Todes wegen ist der Hinterlegungsschein zurückzufordern.
	entbehrlich

	4Bringt eine Notarin, ein Notar, eine Bürgermeisterin oder ein Bürgermeister ein Testament nach § 34 Abs. 1 Satz 4 BeurkG, § 2249 Abs. 1 Satz 4 BGB zur besonderen amtlichen Verwahrung, so hat ihr bzw. ihm die Geschäftsstelle auf Verlangen den Empfang zu bescheinigen.
	bei Bedarf Geschäftsordnungsvorschriften

	(7) 1Soll eine zur besonderen amtlichen Verwahrung angenommene Verfügung von Todes wegen bei einem anderen Gericht weiter verwahrt werden, so ist ihm die Verfügung von Todes wegen mit den Akten unter Beachtung der für wichtige Postsendungen gegebenen Vorschriften zu übersenden.
	Die Länder müssten prüfen, ob die Regelungen in den Postsendungsrichtlinien hinreichend ausgestaltet sind, zum Beispiel in NRW die AV zur Annahme, Absendung und Nachweis von Geld-, Wert- und Einschreibsendungen.

	2Der Einlieferungsschein und die Empfangsbescheinigung des anderen Gerichts 

sind zu Sammelakten zu nehmen.
	§ 5 (6) Dokumente, die im Rahmen der endgültigen Abgabe von Akten an ein anderes Gericht, eine andere Staatsanwaltschaft oder eine Verwaltungsbehörde anfallen, zum Beispiel Einlieferungsbeleg oder Empfangsbekenntnis, sind zu Sammelakten zu nehmen.

	3Der bisherige Hinterlegungsschein ist gegen Erteilung eines neuen zu den Akten einzuziehen.
	entbehrlich

	(8) 1Muss eine in besondere amtliche Verwahrung genommene Verfügung von Todes wegen lediglich zur Rückgabe an die verfügende Person einem anderen Gericht übersandt werden, so ist nach den für wichtige Postsendungen gegebenen Vorschriften zu verfahren; die Akten über die Verfügung von Todes wegen sind in der Regel nicht beizufügen.
	§ 12 (1) Rechts- und Amtshilfeersuchen werden mit Ausnahme der Verfahren nach dem Gesetz über die internationale Rechtshilfe in Strafsachen nach § 11 registriert. 
(2) 1Eine Kopie des Ersuchens und der Übersendungsverfügung sowie aus besonderen Gründen zurückzubehaltende Dokumente sind zu den von dem ersuchten Gericht oder der ersuchten Staatsanwaltschaft anzulegenden Akten zu nehmen. 2Vom Anlegen einer Akte kann abgesehen werden, wenn das Ersuchen von einem deutschen Gericht oder einer deutschen Justizbehörde mit der dortigen Papierakte übersandt wird. 3Dies gilt nicht für den Fall des Absatzes 3 Satz 2.
(3) 1Die bei der Durchführung eines inländischen Rechts- oder Amtshilfeersuchens entstandenen Dokumente sind mit den übersandten Akten oder Dokumenten an das ersuchende Gericht, die ersuchende Behörde oder ein weiteres um Rechtshilfe ersuchtes Gericht oder eine weitere um Rechtshilfe ersuchte Staatsanwaltschaft zu übermitteln. 2Bei Beurkundungen im Wege der Rechtshilfe ist dem ersuchenden Gericht nur die Ausfertigung der Verhandlung, in Nachlasssachen dem zuständigen Nachlassgericht die Urschrift zu übersenden.

	2Bei dem ersuchten Gericht ist der Vorgang lediglich unter dem Registerzeichen AR zu erfassen.
	

	3Die Verfügung von Todes wegen ist bis zu ihrer Rückgabe von der Geschäftsstelle aufzubewahren.
	

	4Nach der Erledigung des Ersuchens sind die entstandenen Vorgänge und, falls die Akten beigefügt waren, auch diese dem ersuchenden Gericht zurückzusenden.
	

	(9) 1Wird eine in amtliche Verwahrung genommene letztwillige Verfügung, die vor einer Richterin bzw. einem Richter oder vor einer Notarin bzw. einem Notar oder nach § 2249 BGB errichtet worden ist, der Erblasserin oder dem Erblasser oder den Vertragsschließenden zurückgegeben, so ist in die Niederschrift über die Rückgabe der letztwilligen Verfügung folgender Vermerk über die in § 2256 Abs. 1 Satz 2 und § 2300 Abs. 2 Satz 3 BGB vorgeschriebene Belehrung aufzunehmen:
„Die Erblasserin/der Erblasser/die Vertragsschließenden ist/sind darüber belehrt worden, dass die letztwillige Verfügung durch die Rückgabe als widerrufen gilt. Ein entsprechender Vermerk ist auf dem Testament/dem Erbvertrag angebracht worden.
	§ 2256 Absatz 1 Satz 2, § 2300 Absatz 2 Satz 3 BGB

Mit Blick auf die bereitgestellten Formulare ist die Darstellung des Wortlauts nicht mehr erforderlich.

	2Auf der Urkunde ist zu vermerken:
Dieses Testament/dieser Erbvertrag gilt durch die am ... erfolgte Rückgabe aus der amtlichen Verwahrung als widerrufen (§§ 2256, 2272, 2300 Abs. 2 Satz 3 BGB).
__________________________________
(Ort und Tag)
_________________________________
(Name) Rechtpflegerin/Rechtspfleger
	

	(10) Wird der Tod einer Person bekannt, von der eine Verfügung von Todes wegen in Verwahrung genommen ist, so ist das zur Eröffnung der Verfügung Erforderliche zu veranlassen.
	§ 348 Absatz 1 FamFG

	(11) 1Für die folgenden Verfügungen von Todes wegen müssen weitere Auswertungen möglich sein:
	§ 34 (6) Im Register sind folgende Angaben zu vermerken:

	a)	nach dem Tode des Erstverstorbenen eröffnete, nach Abs. 13 Satz 2 und 3 bei den Nachlassakten verbleibende gemeinschaftliche Testamente und Erbverträge, soweit sie Anordnungen enthalten, die erst nach dem Tode des Überlebenden wirksam werden,
	4.	genaue Bezeichnung der Verfügung von Todes wegen: …
f)	Datum der Verwahrung und der Wiederverwahrung, …

	b)	von dem Amtsgericht nach § 51 BNotO in Verwahrung genommene Erbverträge,
	Übertragung an Notarkammer zum 1. Januar 2022

	c)	von dem Gericht vor dem 1. Januar 1970 beurkundete, nicht in die besondere amtliche Verwahrung gebrachte Erbverträge.
	nicht mehr erforderlich

	2Eine Unterscheidung zwischen Erbverträgen und Testamenten muss gewährleistet sein.
	§ 34 (6) Im Register sind folgende Angaben zu vermerken:
4.	genaue Bezeichnung der Verfügung von Todes wegen
a)	Art der Verfügung von Todes wegen,
aa) Einzeltestament,
bb) gemeinschaftliches Testament,
cc) Erbvertrag,
dd) Nottestament,

	3Es sind die 

Namen der Erblasser, ihre Geburtsnamen, 
ihr Geburtsdatum, 


das Datum der Verfügung von Todes wegen und 








das Aktenzeichen des Amtsgerichts bzw. der Name und die Nummer der Urkundenrolle der Notarin oder des Notars 

zu erfassen.
	§ 34 (6) Im Register sind folgende Angaben zu vermerken:
3.	Bezeichnung aller Verfügenden: 
a)	Vornamen, Familien- und Geburtsname, 
b)	Geburtsdatum und -ort,
c)	gegebenenfalls Sterbedatum,
d)	Anschrift,
4.	genaue Bezeichnung der Verfügung von Todes wegen:
a)	Art der Verfügung von Todes wegen:
aa) Einzeltestament,
bb) gemeinschaftliches Testament,
cc) Erbvertrag,
dd) Nottestament,
b)	Form der Verfügung von Todes wegen:
aa)	privatschriftlich,
bb)	öffentlich,
c)	Bezeichnung des Notars mit Urkundsnummer oder des Amtsgerichts, das den Umschlag verschlossen hat,
d)	Datum der Errichtung,
e)	Datum der Annahme,
f)	Datum der Verwahrung und der Wiederverwahrung,
g)	alle ZTR-Verwahrnummern,
h)	Bemerkungen, zum Beispiel bei Nottestamenten Hinweis auf § 2252 BGB,
5.	Daten der Eröffnung, auch durch ein anderes Gericht, …

	4Sobald eine Verfügung von Todes wegen nach dem Tode der bzw. des Längstlebenden eröffnet ist, sind die Angaben für Auswertungen nicht mehr heranzuziehen.
	durch Erfassung des Sterbedatums im Register sichergestellt

	5Bei der Übernahme einer Urkundensammlung einer Notarin oder eines Notars nach § 51 BNotO ist diese auf das Vorhandensein nicht eröffneter Erbverträge durchzusehen. 
	Registrierung der von dem Amtsgericht nach § 51 BNotO in Verwahrung genommene Erbverträge muss als Teil des Erbrechtsregisters auswertbar sein - Übertragung an Notarkammer zum 1. Januar 2022.

	6Wird eine notarielle Urkunde, die sich in einer bei einem Amtsgericht verwahrten Sammlung von Notariatsakten befindet, zur Eröffnung in Nachlasssachen zu den Gerichtsakten genommen, so ist eine mit einem Vermerk über die erfolgte Eröffnung zu versehende beglaubigte Abschrift (Kopie) dieser Urkunde in die Notariatsakten einzufügen.
	Übertragung an Notarkammer zum 1. Januar 2022

	(12) Testamente und Erbverträge, die sich seit mehr als 30 Jahren in amtlicher Verwahrung befinden (§ 351 FamFG), sind in geeigneter Weise z. B. unter „Bemerkungen“ besonders kenntlich zu machen.
	§ 34 (5) 1Die Prüfung nach § 351 FamFG ist zu dokumentieren. 2Für Verfügungen von Todes wegen, deren Eröffnung noch nicht veranlasst war, ist die Prüfung alle fünf Jahre zu wiederholen, es sei denn, das Nachlassgericht hat sich davon überzeugt, dass die Verwahrangaben im Zentralen Testamentsregister zutreffen.

	(13) 1Die nach dem Tode der Erblasserin bzw. des Erblassers an das Nachlassgericht abgelieferten Verfügungen von Todes wegen (§§ 2259, 2300 BGB) werden bis zu ihrer Eröffnung von der Geschäftsstelle bei den Akten aufbewahrt.
	§ 346 FamFG

	2Ein abgeliefertes gemeinschaftliches Testament verbleibt auch nach der Eröffnung bei den Akten, wenn die oder der Überlebende nicht die besondere amtliche Verwahrung verlangt.
	

	3Dasselbe gilt für Erbverträge, die nicht in die besondere amtliche Verwahrung genommen waren (§ 2300 BGB).
	

	(14) 1Für die Erteilung beglaubigter oder einfacher Abschriften von eröffneten eigenhändigen Testamenten sind grundsätzlich Ablichtungen dieser Testamente zu verwenden.
	Regelung nicht mehr Inhalt der Aktenordnung. In anderes Regelwerk zu überführen, zum Beispiel in Geschäftsordnungsvorschriften 

	2Ist dies im Einzelfall nicht möglich, darf ausnahmsweise auch eine Abschrift erteilt werden.
	

	3Enthält das Testament Wörter oder Zahlen, die nicht durch Handschrift, sondern durch Druck oder auf andere mechanische Weise hergestellt sind, so ist dies bei beglaubigten Abschriften in dem Beglaubigungsvermerk unter genauer Bezeichnung der Wörter oder Zahlen ersichtlich zu machen; bei einfachen Abschriften solcher Testamente ist der Abschrift ein entsprechender Vermerk beizufügen.
	

	(15) 1Die bei den Erbrechtsregisterdaten erfassten Personen müssen anhand ihres Geburts- und Familiennamens auffindbar sein; ggf. ist auch die Nummer der Erfassung in den Verwahrungsdaten anzugeben.
	§ 34 (6) Im Register sind folgende Angaben zu vermerken:
3.	Bezeichnung aller Verfügenden 
a)	Vornamen, Familien- und Geburtsname, 
b)	Geburtsdatum und -ort,
c)	gegebenenfalls Sterbedatum,
d)	Anschrift, …

	2Bei gemeinschaftlichen Verfügungen von Todes wegen gilt dies für alle Beteiligte; der Bezug zu der jeweils anderen Person ist sicherzustellen.
	

	3Dies gilt auch für die nach Abs. 11 erfassten Personendaten.
	

	(16) 1Bringt eine Konsularbeamtin oder ein Konsularbeamter eine von ihr oder ihm nach § 11 Abs. 1 des Konsulargesetzes vom 11. September 1974 (BGBl. I S. 2317) beurkundete Verfügung von Todes wegen in die besondere amtliche Verwahrung, so sind die vorstehenden Bestimmungen sinngemäß anzuwenden.
	Die von einem Konsularbeamten aufgenommenen Urkunden stehen nach § 10 Absatz 2 KonsG den von einem inländischen Notar aufgenommenen gleich. 

	2Wird ein derartiges Testament der Erblasserin bzw. dem Erblasser aus der besonderen amtlichen Verwahrung zurückgegeben, so ist nach Abs. 9 zu verfahren.
	

	
	

	Liste 5 (§ 27 Abs. 1, § 28)
	

	Erbrechtssachen IV, VI
	

	Zu erfassen sind:
	§ 34 (6) Im Register sind folgende Angaben zu vermerken:

	1. Tag des Eingangs der ersten Schrift
	2.	Datum des Eingangs,

	2.	Familienname, Vorname und Wohnort der/des Verfügenden, der Erblasserin oder des Erblassers oder Bezeichnung der Teilungsmasse
	3.	Bezeichnung aller Verfügenden: 
a)	Vornamen, Familien- und Geburtsname, 
b)	Geburtsdatum und -ort,
c)	gegebenenfalls Sterbedatum,
d)	Anschrift,

	3. a)	Jährlich fortlaufende Nummer der bei dem Gericht eingegangenen oder verwahrten Verfügungen von Todes wegen (IV)













b)	Nr. der Erfassungsliste der Verwahrungsdaten für die in besonderer amtlicher Verwahrung befindlicher Verfügungen von Todes wegen
c)	eröffnet am
d)	zurückgegeben am
	1.	Aktenzeichen,
4.	genaue Bezeichnung der Verfügung von Todes wegen:
a)	Art der Verfügung von Todes wegen:
aa) Einzeltestament
bb) gemeinschaftliches Testament
cc) Erbvertrag
dd) Nottestament
b)	Form der Verfügung von Todes wegen:
aa) privatschriftlich,
bb) öffentlich,
c)	Bezeichnung des Notars mit Urkundsnummer oder des Amtsgerichts, das den Umschlag verschlossen hat,
d)	Datum der Errichtung,
e)	Datum der Annahme,
f)	Datum der Verwahrung und der Wiederverwahrung,
g)	alle ZTR-Verwahrnummern,
h)	Bemerkungen, zum Beispiel bei Nottestamente Hinweis auf § 2252 BGB
5.	Daten der Eröffnung, auch durch ein anderes Gericht,
6.	Datum der Rückgabe, …

	4.	Jährlich fortlaufende Nummer der sonstigen Handlungen des Nachlassgerichts (VI)
	

	
	7.	Aktenzeichen aller Verfügungen von Todes wegen der Verfügenden,

	
	8.	Jahr der Anordnung des Weglegens und des Ablaufs der Aufbewahrungsfrist,

	5.	Bemerkungen
	9.	Bemerkungen, zum Beispiel Verbleib, weitere Verfahren

	Erläuterungen:
	

	1. Die Nummernfolge der Angaben zu 3 a und 4 wird getrennt erfasst. 
	entbehrlich

	Die in die Zuständigkeit der Richterin bzw. des Richters fallenden sonstigen Handlungen des Nachlassgerichts sind besonders kenntlich zu machen (z. B. bei den für Bemerkungen vorgesehenen Angaben).
	Statistik

	2. Jede Verfügung von Todes wegen ist neu zu erfassen; gemeinschaftliche Testamente und Erbverträge sind jedoch nur unter einer laufenden Nummer zu erfassen. 
	§ 34 (1) 1Unter dem Registerzeichen „IV“ sind zu registrieren:
1.	die bei Gericht eingehenden Testamente und Erbverträge (Verfügungen von Todes wegen) sowie sonstige erbfolgerelevanten Urkunden, …

	Da aber über mehrere Verfügungen derselben Person nur ein Aktenstück zu führen ist, ist die Abgabe der Vorgänge zu den Akten über eine frühere Verfügung bei den für 


Bemerkungen vorgesehenen Angaben zu erfassen.
	§ 34 (2) 1Für alle jeweils von derselben Person allein oder von denselben Personen gemeinschaftlich errichteten Verfügungen von Todes wegen und weiteren Dokumente über Errichtung, Verwahrung, Rückgabe oder Eröffnung ist ein Verbund der Akten sicherzustellen. 2In Papierakten werden diese in einer Akte geführt. 
§ 34 (6) …
9.	Bemerkungen, zum Beispiel Verbleib, weitere Verfahren

	3. Die von einem anderen Gericht abgegebenen Testamentsakten sind neu zu erfassen. 
	§ 2 (1) 6Wird ein Verfahren von einem anderen Gericht oder einer Staatsanwaltschaft übernommen, muss ein neues Aktenzeichen vergeben werden.

	Wird eine Verfügung von Todes wegen nach der Eröffnung zur weiteren Aufbewahrung übersandt, so ist bei den Angaben zu 3 c) der Tag zu erfassen, an dem sie bei dem übersendeten Gericht eröffnet worden war.
	§ 34 (6) …
5.	Daten der Eröffnung, auch durch ein anderes Gericht,

	4. Wird ein eröffnetes gemeinschaftliches Testament (Erbvertrag) in die besondere amtliche Verwahrung zurückgebracht, so ist die Erfassung bei den Angaben zu 3 b) zu berichtigen und der Sachverhalt bei den für Bemerkungen vorgesehenen Angaben zu erläutern; eine Neuerfassung findet aus diesem Anlass nicht statt. 
	§ 34 (6) Im Register sind folgende Angaben zu vermerken: …
4.	genaue Bezeichnung der Verfügung von Todes wegen: …
f)	Datum der Verwahrung und der Wiederverwahrung, …

	Die an die Amtsgerichte abgelieferten gemeinschaftlichen Testamente und Erbverträge, die nach dem Tode der oder des Erstverstorbenen nach § 27 Abs. 13 S. 2 und 3 bei den Nachlassakten verbleiben, werden aus diesem Anlass ebenfalls nicht neu erfasst.
	§ 34 (6) Im Register sind folgende Angaben zu vermerken: …
4.	genaue Bezeichnung der Verfügung von Todes wegen: …
f)	Datum der Verwahrung und der Wiederverwahrung, …

	5. Bei den lediglich zur Eröffnung abgelieferten Verfügungen hat die Beamtin (Angestellte) oder der Beamte (Angestellte) der Geschäftsstelle den Empfang bei den Angaben zu 3 b) durch Angabe des Namens und des Tages zu dokumentieren.
	entbehrlich

	6. Für unterschiedliche Verfahrensarten (z. B. Testamentsvollstreckung, Nachlasspflegschaft oder -verwaltung, Vermittlung der Erbauseinandersetzung) erfolgt die Erfassung jeweils unter einem neuen Geschäftszeichen. 
	§ 35 (1) 2Ist für einen Erblasser bereits ein Verfahren unter dem Registerzeichen „VI“ registriert, sind weitere Nachlass- und Teilungssachen nicht erneut zu registrieren. 3Unter dem Registerzeichen „IV“ registrierte Verfahren, die denselben Erblasser betreffen, sind beizuziehen.

	Soweit zu einem dieser Verfahren eine weitere Tätigkeit des Nachlassgerichts erforderlich ist (z. B. Einziehung des Testamentsvollstreckerzeugnisses, Weiterführung der Nachlasspflegschaft) wird das Verfahren unter diesem Geschäftszeichen fortgeführt und nicht neu erfasst.
	

	Ist eine Sache bereits unter dem Registerzeichen VI erfasst, so werden Erklärungen über die Erbausschlagung und falls ein Erbschein erteilt ist, weitere Anträge auf Erteilung von Erbscheinen nach derselben Erblasserin oder demselben Erblasser ohne Neuerfassung zu den früheren Akten genommen.
	

	Dies gilt auch, wenn die Akten bereits weggelegt sind.
	

	Die Kraftloserklärung eines Erbscheines oder eines ähnlichen Zeugnisses wird als Fortsetzung des früheren Verfahrens behandelt und nicht neu erfasst.
	

	Eine Neuerfassung unterbleibt, wenn das Nachlassgericht erst nach Eingang einer Mitteilung oder einer Abgabeverfügung des Amtsgerichts Schöneberg in Berlin tätig wird (§ 343 Abs. 1 FamFG i.V.m. den §§ 7 und 6 Abs. 2 ZustErgG, § 343 Abs. 2 
FamFG).
	

	7. Beurkundungen nach § 344 Abs. 7 FamFG sind besonders kenntlich zu machen.
	Statistik

	
	

	Liste 5a (§ 27 Abs. 4)
	

	Erfassungsliste der Verfahrensdaten für Verfügungen von Todes wegen
	

	Zu erfassen sind:
	§ 34 (6) Im Register sind folgende Angaben zu vermerken:

	1. Laufende Nummer
	

	2.	Tag der Annahme
	2.	Datum des Eingangs,

	3.	Aktenzeichen
	1.	Aktenzeichen,

	




4.	Genaue Bezeichnung der Verfügung von Todes wegen und ihres Verschlusses (vorgegebener Text):
Ein mit dem Dienstsiegel der Notarin bzw. des Notars bzw. des Amtsgerichts
.............................................................
verschlossener Umschlag, der nach der Aufschrift das Testaments bzw. das gemeinschaftliche 
Testament bzw. den Erbvertrag
des.......................................................
geb. am ………………
Geburtsname: ………………………….
errichtet am .............. URNr. ................ enthält
	3.	Bezeichnung aller Verfügenden:
a)	Vornamen, Familien- und Geburtsname,
b)	Geburtsdatum und -ort,
c)	gegebenenfalls Sterbedatum,
d)	Anschrift,
4.	genaue Bezeichnung der Verfügung von Todes wegen:
a)	Art der Verfügung von Todes wegen:
aa)	Einzeltestament,
bb)	gemeinschaftliches Testament,
cc)	Erbvertrag,
dd)	Nottestament,
b)	Form der Verfügung von Todes wegen:
aa)	privatschriftlich,
bb)	öffentlich,
c)	Bezeichnung des Notars mit Urkundsnummer oder des Amtsgerichts, das den Umschlag verschlossen hat,
d)	Datum der Errichtung,
e)	Datum der Annahme,
f)	Datum der Verwahrung und der Wiederverwahrung,
g)	alle ZTR-Verwahrnummern,
h)	Bemerkungen, zum Beispiel bei Nottestamenten Hinweis auf § 2252 BGB,

	5.	Tag der Herausgabe
	§ 34 (4) 1Die Herausgabe nach § 346 Absatz 1 FamFG ist durch die Verwahrungsbeamten zu dokumentieren und auf der Herausgabeanordnung unterschriftlich zu bestätigen. 2Auf der Herausgabeanordnung ist die ZTR-Verwahrnummer zu vermerken.

	6.	a)	Empfänger (Rechtspflegerin/Rechtspfleger und Urkundsbeamtin/Urkundsbeamter der Geschäftsstelle als Verwahrungsbeamtinnen/Verwahrungsbeamte)
aa)	zur Eröffnung
bb)	zur Rückgabe
b)	Zum Vorgang (Aktenzeichen)
	

5.	Daten der Eröffnung, auch durch ein anderes Gericht,
6.	Datum der Rückgabe,

	
	7.	Aktenzeichen aller Verfügungen von Todes wegen der Verfügenden,

	
	8.	Jahr der Anordnung des Weglegens und des Ablaufs der Aufbewahrungsfrist,

	7.	Bemerkungen
	9.	Bemerkungen, zum Beispiel Verbleib, weitere Verfahren.

	Erläuterungen:
	

	1. Gelangt eine Verfügung von Todes wegen, die bis dahin bei einem anderen Gericht verwahrt wurde, zur Verwahrung, so ist bei den für Bemerkungen vorgesehenen Angaben das Jahr der ersten Hinterlegung zu erfassen. 
	Diese Regelung ist in § 351 FamFG begründet, wonach die verwahrende Stelle von Amts wegen ermitteln soll, ob der Erblasser noch lebt soweit sich eine Verfügung von Todes wegen seit mehr als 30 Jahren in amtlicher Verwahrung befindet. Da es sich jedoch bei vorgenannten Überprüfungsfrist um eine Soll-Vorschrift handelt und die Abgabe einer Verfügung von Todes wegen nur durch den noch lebenden Erblasser veranlasst werden kann, soll künftig auf eine solche Regelung verzichtet werden. Darüber hinaus erfolgt eine Information über den Erbfall nunmehr auch durch das ZTR.

	2. Wird eine aus der Verwahrung herausgegebene Verfügung von Todes wegen von neuem verwahrt, so ist sie neu zu erfassen; bei der alten Erfassung ist auf die neue zu verweisen.
	§ 34 (6) Im Register sind folgende Angaben zu vermerken: …
4.	genaue Bezeichnung der Verfügung von Todes wegen: …
f)	Datum der Verwahrung und der Wiederverwahrung, …
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